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schreckt werden. Im geeigneten Zeitpunkt wird schon die Maske fallen. Bis
dahin haben wir es nur mit einer Peredyschka, einer Atempause, zu tun.

Am VIII. Unionsrätekongrcß lüfteten zwei Hauptredner übrigens die
Maske ein wenig. Shdanow, der Generalsekretär des Zentralkomitees der

Partei, sagte: „Wir haben den Schwerpunkt gefunden, der uns hilft, ein
Sechstel des Erdballs auf den Weg zum Sozialismus hinzuwenden. Dieser
Schwerpunkt ist die Diktatur des Proletariates, die Macht der Sowjets,
die Führung der bolschewistischen Partei, linser Weg steht allen Böllern
offen," Und Chruschtfchew führte aus, daß der Sozialismus im Lande
erzielt worden ist. „Jn der Stalinschen Epoche, in der Epoche des Sieges
des Sozialismus, wird die Arbeiterklasse unter der Leitung ihres großen
Führers den weiteren Kampf für den Endsieg des Kommunismus, für seinen
Triumph in der ganzen Welt führen," Also kein Verzicht auf die
Weltrevolution!

Und wenn es dafür eines noch positiveren Beweises bedürfte, so sei

auf Art, 143 der neuen Verfassung verwiesen: „Das Staatswappen der
UdSSR besteht aus Sichel und Hammer, auf dem Erdball dargestellt,
in den Strahlen der Sonne und umrahmt von Ähren mit der Aufschrift
in den Sprachen der Bundesrepubliken: Proletarier aller Länder, vereinigt
Euch!"'

VolttiscKe Mwdfchsu
Schweizerische Umschau.

Wieserherstellung der Neutralitöt. ^ Vie Sunöesbahn als politische <vrgo.niso.tion.

^ In neces»srll8 unitss? ^ Zum flbfHteö von öer Zreimaurerintttative noch ein
wort öer Erinnerung!

„Man haltet aller Orten die Schweizer für die glückseligsten Leute, weil sie bei so

ernstlich brennenden Kriegsflammen in so erwünschtem Frieden und Ruhstand sitzen
können" — das hat im Jahre 1705 „Der wohlgereiste Schwab" vermerkt, der wohl —
wie vormals Simplizissimus — die „sreien, neutralen Schweizer" beneidete. Wer aber
glaubte, die Neutralität bedeute lauter Frieden und Ruhe, der wäre schlecht
beraten. Die Schweiz sitzt keineswegs auf einem Jsolierschemel, sondern lebt
inmitten eines Konzertes von Staaten, von denen bald der eine, bald der andere an
sie Ansprüche stellt. Die Folge davon ist dann die Frage: Sollen, dürfen wir
nachgeben? — und die Antwort lautet: Ihr seid neutral, oder: ihr seid nicht neutral!
Tatsächlich gibt das so einfach scheinende Prinzip der Neutralität den Politikern
mehr Nüsse zu knacken, als man auswärts glauben möchte. Jeder neue Krieg stellt
die Eidgenossenschaft vor neue Aufgaben, zumal, da die Neutralität mit den
Jahrhunderten einen weiteren Sinn erhalten hat, so daß man jetzt nicht mehr nur den
Verzicht auf militärische Hilfe, sondern überhaupt den Verzicht aus jegliche
Unterstützung von Kriegführenden, inbegriffen natürlich den Verzicht auf Bündnisse,
darunter versteht. Bei aller Sorge um das althergebrachte Prinzip kann es unserem
Baterlande aber doch gelegentlich unterlaufen, daß es sich in unneutralem Gestrüpp
verfängt. So war es in der Mediationszeit der Jahre 1805 bis 1813, als die
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Franzosen bei uns regierten, und so ist es auch lS20 wieder gekommen, als sich
die Schweiz bereit sand, in den Völkerbund einzutreten. Obwohl sie ja damals
durch dic bekannte „Londoner Deklaration" die Befreiung von militärischen Sanktionen

gegen bnndesbrüchige Mitglieder erreichte, ließ fie sich doch an einem Zipfel
in eine der Neutralität nicht entsprechende Stellung hineinzcrren, indem sie sich

entschloß, nn den wirtschaftlichen Sanktionen des Völkerbundes teilzunehmen. Man
glaubte seinerzeit, das um so eher tun zu können, als man sich sagte, in wirt-
schnstlichcr Beziehung könne dcr Neutrale frei handeln, und die daraus erwachsenden
Vorteile seien größer als dic Nachteile, So hat sich die Schweiz in ein neues System
der sogenannten „d i f f e r e n t i e l l e n Neutralität" hinern manövriert.
Nachdem nun aber unsere beiden großmächtigcn Nachbarstaaten Dentschland und
Italien den: Völkerbunde den Rücken gekehrt haben, ohne eine Hosfnung auf Wiederkunft

zu lassen, nachdem wir uns bereits im italienisch-abessinischen Kriege nicht
vollends zum Mitmachen an den Sanktionen verstehen konnten, nachdem insbesondere

der Völkerbund mehr denn je den Charakter einer besonders gearteten Mächtegruppe

angenommen hat, geht auf einmal ein jähes Erwachen durch unser
Volk, das sich plötzlich in der Gefolgschaft von Mächten sieht, dic eine andere
Politik verfolgen als die beiden ausgetretenen Nachbarstaaten, Und wie seinerzeit beim
Schwinden dcr napoleonischcn Macht der schweizerische Landarnmnnn Hans von
Reinhard das alte helvetische Neutralitätsprinzip wieder auf dcn Schild crhob, sv

beginnt man auch heute wieder, sich auf die früher geübtc Ncutralitüt zurückzu-
bcsinncn. Mit ungeahnter Vehemenz hat sich dcr Gedanke, dcn A, von Sprechcr
im Frühling dicses Jahrcs hier in den „Schweizer Monatsheften" formnliertc,
überall Bahn gebrochen, so daß Bundespräsident Mott a das ganze Volk hinter
sich hatte, als cr dieser Tage im Nationalrat erklärte: „Die Ansicht geht dahin,
daß dic Eidgenossenschaft inskünftig ohne Zaudern darauf bedacht sein muß, znm
Ansdrnck zu bringen, daß sie sich nicht auf eine diffcrentiellc Neutralität beschränken

kann, sondern daß diese Neutralität umfassend sein mnß, gemäß dcr jahr-
hundertcalten Überlieferung, der geographischen Lage und der Geschichte nnscrcs
Landes",

Ein gewöhnlicher Bürger wird auf dic Frage, worin die Funktion dcr s ch w c i-
zerischen Bundesbahnen, ihrer Bcnmtcn- und Arbeiterschaft, bestehe, gewiß
antworten: „Im Betrieb und in der Verwaltung der Eisenbahnen!" Aber dieser
gewöhnliche Bürger vergißt etwas. Unsere Bundcsbahnverivaltung scheint sich auch
mit Politik abzugeben. Wir erinnern uns noch gut an dic Unterstützung, welche
die Generaldirektion der S,B,B, dein Verkehrstcilungsgesetz zukommen ließ, das
dann im Jahre 1S35 mit Sö7,<X>g Nein gegen 4ZS,lX)l) Ja verworfen worden ist,
Bei der Notlage dcr Bahnen und der großen Konkurrenz der frei verkehrenden
Motorfahrzeuge konnte man sich denken, daß von Seite der Bahnen ncue Anstrengnngen
in dieser Hinsicht unternommen würden. Und nnn wird die sogenannte „G ü t e r-
transport-Initiative" in einer Art und Weise lanciert, die uns den
Gedanken nahe legt, dic Bahnverwaltung habe die Unterschriftensammlung zn einer

Dienstangelegenheit gemacht. Wie könnte man es sich sonst vorstellen,
daß der geheime „Organisationsplan" so impercitivisch wie cin Dicnstbefehl über
die Organe der Bundesbahn verfügen könnte, wie er es tatsächlich tnt? Da heißt
es u, a,: „Die Regional-tomitees werden gebildet einerseits auf Grund der Einzugsgebiete

der einzelnen Güterverwaltnngen und mittleren Stationen der S,B,B,
Die Direktionen, sowie die für die Mitwirkung in den Regivnnlkvinitees bestimmten
Funktionäre der S,B,B, setzen sich sosort init den zuständigen Kartellen des schweiz,
Gewerlschaftsbnndes in Verbindung Die Fühlungnahme dcr Bahnvertreter mit
den Organen des Gewerkschaftsbundes hat bis zum IS, September zu erfolgen,
Auf jeder S,B,B,- und Privatbahnstation ist ein Ortskomitee zu bilden. Dies ge-
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schieht durch den Stationsvorstand Es wird erwartet, daß jeder Bahnfunktivnär
direkt oder indirekt mindestens zehn Unterschriften aufbringt ," Bezeichnenderweise

werden auch in dem sogenannten „Aufteilungsplane" nicht etwa Privatpersonen,

z, B, dcr Stationsvvrstand Jakob Meier, mit dcr Durchführung der
Unterschriftensammlung betraut, sondern einfach dcr „Stationsvorstand S,B,B," als
bahnamtliche Stelle,

Der gewöhnliche Bürger kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß die
politische Aktion der „Gütertransport-Initiative" zu einer Sache der Bundesbahn-
Verwaltung als solcher gemacht worden ist. Da haben wir also in schönster Form
dcn Staat im Staate, die Beamtcnschcrst als politische Organisation, die
auf dem Dienstwege diejenigen politischen Stücke inszeniert, die ihr gefallen. Zwar
hat sich dic Geueraldircktion der S,B,B, in einer Mitteilung gegen den Vorwurf
gewehrt, die Bundesbahnvcrwaltung beteilige sich an der Unterschriftensammlung
für die Initiative, Aus Grund des „Organisationsplanes" und dcs „Aufteilungs-
Planes" ist aber, so stellen wir mit der „Schweizerischen Handelszeitung" sest, „die
Tatsache einwandfrei erwiesen, daß die Unterschriftensammlung für die Güter-
transport-Monopol-Jnitiative von Bundesbahnfunktionären nicht nnr „unterstützt",
wie sich die Generaldirektion in ihrem Cornmuniqus ausgedrückt hat, sondern eigentlich

organisiert wird," Wenn es der Bundcsbahnverwaltnng mit der Bestreitung
ihrer Beteiligung an dieser Aktion ernst ist, so hat sie sich in erster Linie dagegen
zu wenden, daß das Jnitiativ-Kvinitce bnhnamtliche Stellen als solche mit politischen
Funktionen betraut.

Zur Sache selbst möchte ich mich an dieser Stelle noch nicht äußern. Vorgesehen

ist ein Gütertransport-Monopol der Bundesbahnen, Und wcnn
auch eine gewisse UnWirtschaftlichkeit im Verkehrswesen herrscht, so ist doch der Hauptzweck

dcr Initiative der, die S,B,B, ans Kosten Anderer und für dic Beamtenschaft

möglichst schmerzlos zu sanieren.

Eine alte Devise verlangt „iu nsees8sr!is unitss", irn Notwendigen Einheit,
läßt aber in den übrigen Beziehungen den Bürgern Freiheit, Heute stellt sich uns
die Frage, ob das Strafrecht zu den notwendigen Dingen
gehöre, in denen auf dem schweizerischen Gesamtgebiete Einheit herrschen müsse.
Als am 21, Dezember 1937 der schweiz, Strafgesetzcntwurf in den eidg, Räten
verabschiedet wurde, ließ die oberste Exekutive durch deu Mund ihres Sprechers
Bundesrat Baumann verkünden: „Der Bundesrat hegt den Wunsch, daß die
Notwendigkeit eines einheitlichen Strafrechtes anerkannt werde,"
Im gleichen Sinne ließ sich vor dem bernischen Juristenverein Bnndesanwalt
Stämpfli vernehmen, indem er behauptete, die Notwendigkeit der Vereinheitlichung
bestehe heute genau so wie vor vierzig Jahren bei der Annahme des Versnssungs-
grundsatzes, vielleicht sogar in verstärktem Maße: cs handle sich um eine rechts-
politischc Notwendigkeit,

Das Gewicht, das hier auf die Notwendigkeit eines einheitlichen Strnsrcchtes
gelegt wird, muß auffallen. Unwillkürlich bekommt man den Eindruck, daß es damit
nicht so weit her sei. Außer denjenigen, die sich seit Jahren und Jahrzehnten init
dem Strafgesetzentwurf abgemüht haben, außer einer großen Zahl von Richtern,
Gerichtsbeamten und Advokaten, außer jenen Bürgern, die von Alters her noch von
jenem Radikalismus und Zentralismus erfüllt sind, welcher im Jahre 189« den
Verfassungsgrnndscitz der Strafrechtseinhcit zu Stande brachte, empfindet eigentlich
niemand so recht eine Notwendigkeit, das Strafrecht zu unifizieren. Dieser
Tatsache scheint mir dns zürcherische Obergcricht schon eher Rechnung zn trugen,
wenn es in seiner jüngsten Kundgebung etwas zurückhält und von dem geplanten
eidgenössischen Gesetz nur aussagt: „Es bringt das einheitliche Recht auf einem
Gebiete, auf dem die Rcchtseinheit für das allgemeine Wohl förderlich, ja notwendig
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ist," Durch diese Formulierung ist eindeutig dargetan, daß für die Vereinheitlichung
des Strafrcchtes leine absolntc Notwendigkeit besteht. Die
Befürworter werden daher in den kommenden Tagen der tatsächlichen Lage nüher kommen,
wcnn sie nicht mit deni Begriff der Notwendigkeit operieren, fondern sich damit
begnügen, daß sie ein schweizerisches Strafgesetzbuch als ,,wünschbnr" oder „für
das Rechtslcben förderlich" bezeichnen, „In nsessssriis unitss" gilt hier nicht. Es
kann nicht bestritten werden, daß schon bis heute sowohl Strafgcsetzgcbnng als auch

Strafrechtspflege in ihren kantonalen Formen ordnungsgemäß fnnktioniert haben.
Wenn auch gewisse Schwierigkeiten in der interkantonalen nnd internationalen
Verbrechensbekämpfung bestanden, so kann doch jedenfalls nicht behariptet werden, daß
das bisherige Strafrecht unwirksam geblieben sei. Das Strasrecht erfordert in weit
geringerem Maße als etwa das Obligationenrccht eine einheitliche Regelung,
Vollends darf bei dem föderalistischen Ansbau unseres Staates nicht damit argumentiert

werden, es herrsche heute in dcr Schweiz noch Rechtsungleichhcit,
So läßt sich das eidgenössische Strafgesetzbnch niemals als Notwendigkeit,

sondern höchstens von einer bestimmten Einstellung aus als ein straf- und
rechtspolitisches Ideal bezeichnen, und man muß es den Gegnern, die sich ja bereits
gemeldet haben, zu Gute halten, wenn sie die ganze Angelegenheit vom Gesichtspunkte
eines andern Ideals ans betrachten, nämlich von demjenigen des Föderalismus aus.

Als im Jahre 1933 die Erneucrungsbewcgung hohc Wellen schlug, verfehlte
die Freisinnige Partei des Kantons Zürich nicht, anläßlich der
Bundesfeier eine Proklaniation zu erlassen, in dcr sie laut „Freitagszeitung" unter
Ziffer 7 verkündete: „Als Grundbedingung des öffentlichen Vertrauens fordert
dic Freisinnige Partei dic Lauterkeit dcr Politik und der Politiker, Sie verlangt
Bekanntgabe wirtschaftlicher Bindungen und lehnt Gehet mbündc ab. Wer
diese Grundsätze verletzt oder durch seine Handlnngsweise mißachtet, ist nicht zum
Bolksvcrtreter berufen," Wer konnte niit dieser Ablehnung anders gemeint sein
als die F r e i m a n r e r? Dic Freisinnige Partei hat im Gesühl, bci der Erneuerung
mitmachen zu sollen, die Freimaurerei bekämpft.

Als es dann aber auf die Abstimmung über die F r e i m a n r e r i n i t i a t i v e

hin ging und die Erneuernngsflut etwas abgeebbt war, sprach dic gleiche
Freisinnige Partei zum Zürchcroolk in einem Flugblatt die Worte: „Das Verbot dcr
Freimaurerei ist ein Vorwand, Die Initiative geht gegen die Freiheit selber!,,,
Damit ist klar gesagt, daß ein Verbot der Freimaurerei und der anderen
Gesellschaften nichts anderes wäre als e i n R e ch t s b r u ch, e i n Unrecht!,,, Rein
gefühlsmäßige Abneigung sollte beim Urnenentscheid über derart grundsätzliche
Frage keine Rolle spielen. Und auch die von den Freimaurern gehüteten alten
Gebräuche sind kein Grund für ein Verbo t,"

Wer hat jetzt recht, die Freisinnige Partei von 1933 oder die Freisinnige
Partei von 1937, welche der erster« in dcn Rücken schoß? Wie sich doch dic „Grnnd-
sütze" ändern können, je nachdem man unter Druck gesetzt ist oder nicht! Offenbar
hätten die Jnitianten anno 1963 auf die Unterstützung der Freisinnigen zählen
dürfen, die ihnen jetzt veränderter Umstände wegen entgangen ist. Aber sie haben
anscheinend doch wenigstens einen Trost in der Hoffnung, daß ihnen in Zukunft
die freisinnige Hilfe bei allfälligem Wiederaufleben der Erneuerungsbewegung

sicher ist. Unter diesem Gesichtspunkte erscheint das Freimaurerverbot
nur als eine Frage der Zeit und nicht als endgültig abgetan.

Bülach, am 27, Dezember 1937,

Walter Hildebrandt.
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Zur politischen Lage.
Ver Hotelportier mit oem Zürskenmantel. ^ vas cknöe öer .kollektiven Sicherheit".

Am 22, Dezember dieses Jahres sprach Bundespräsident Mottn bedeutungsvolle

und, wie wir wenigstens hoffen wollen, wirkungsvolle Worte über die
schweizerische Neutralität im Völkerbund, die nun endgültig das häßliche Kleid der
Differenziertheit ausziehen und wieder den alten bewahrten Mantel dcr Totalität sich

umhängen soll. Über diesen Punkt, der heute im politischen Leben der Schweiz
eine erste Rolle spielt und, wie wir glauben, anch morgen noch spielen wird, wird
in der nächsten Nummer unseres Heftes ausführlich die Rede sein, sodaß wir es uns
im Rahmen dieser Rundschau ersparen können, zur Zeit darauf einzugehen. Diese
Zurückhaltung rechtfertigt sich übrigens auch damit, daß am heutigen Tage die
Dinge in dieser Beziehung noch durchaus im Fluß sind und selbst cin vorläufiges
Urteil von einiger Sicherheit nicht abgegeben werden kann. In einem Monnt wird
man klarer sehen.

Leider aber geschah es, daß der Bundespräsident in seine Rede, die, wie man
es bei ihm gewohnt ist, oft, wenn sie sich ihrem Ende nähert, dic Flügel der
Poesie anzuziehen geneigt ist, eine Geschmacklosigkeit einflocht, die in der Hoffnung
darauf festgehalten werden soll, ob nicht vielleicht nus diesem Wege eine Wiederholung

solcher Dinge vermieden ivcrden kann, Herr Motta sagte nämlich, der
Schweizer, „sei cr nun Dichter oder Schriststcllcr odcr auch nur c i n f n ch e r
Hotclportic r", habe das Recht, wic ein Souverän dcn F ü r st c n m a n t e l
zu tragen — was an sich schon eine bemcrkenswerte Bchnuptnng dnrstcllt.
Dagegen möchten wir nun wirklich allen Ernstes der Meinung Ausdruck geben, daß
unsere höchste Regierungsstelle im Bnndc nicht dazu da ist, mit dcr Institution
oder Figur des schweizerischen Hotelportiers zu blagiercn, zumal in jenem Saal,
wo die unglückliche Entgleisung geschah, eine vollbesetzte Diplomnten-
tribüne zu beobachten war. Uns scheint vielmehr, der Hotclporticr sei ein
notwendiges Übel, aber kein Reklciinejchild, und so kann es bestimmt keinen Zweck
haben, die Ohren des gespannten Auslandes gerade auf das zu lenken, worauf
wir am wenigsten stolz sind. Es ist nicht leicht begreiflich, wie von höchster Stelle
aus solche ausgesprochenen Geschmacklosigkeiten gesagt werdcn können.

Naturgemäß befaßte sich die Rede des Bundespräsidenten an bevorzugter Stelle
mit dem A u s t r i t t Italiens ans dem Völkerbund, Und dies war
wohl auch durchaus begründet, weil jener Akt unseres südlichen Nachbarn für die
zukünftige Stellung der Schweiz im Völkerbund von bedeutungsvoller Schwere sein
kann. Sehen wir aber für einmal wieder hinaus über unsere engen Grenzen, hinaus
in jene Gebiete, wo die hohe Politik gemacht wird, so bleibt nur die Feststellung,
daß der Schritt Italiens im Grunde nicht geeignet war, die bestehende internationale

Lage irgendwie entscheidend zu beeinflussen. Man wird wahrscheinlich in
späteren Jahren einmal Klarheit darüber gewinnen, aus welchem Grunde dieser
Austritt gerade am 1l, Dezember 1937 erfolgen mußte, zumal der Schritt nach
der Logik der Ereignisse eigentlich ebensogut einige Monate oder mehr als ein Jahr
früher hätte getan werden können. Jedenfalls herrscht allerseits, mit Ausnahme
wohl der nördlichen und der gelben Achsenmacht, Unklarheit über diesen Punkt,
Vielleicht kommen diejenigen der Lösung am nächsten, die als Motiv des Schrittes
die stete Hinausschiebung der endgültigen Anerkennung des Imperiums
durch die Westmächte vermuten, wobei aber nicht verständlich ist, wieso in diesem
Falle Italien einen seiner besten Trümpfe, nämlich gerade die Zugehörigkeit zum
Völkerbund, ausgespielt hat, ohne vorher irgend cin Ergebnis erreicht zu haben.
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Jedenfalls läßt sich bereits heute feststeiicu, daß in der Jmveriumsangelcgenheit
eher eine Versteifung eingetreten ist als eine Lösung, Zwar hat Holland die

Initiative auf de facto-Anerlennung ergrisfen, ist aber bei dcn von ihm angesragten
nordischen Staaten auf entschiedenen Widerstand gestoßen. Derweil hat Frankreich
seinerseits den schon längst zum Botschaster in Rom bestimmten Grafen de
S t, Q n e n t i n als Nachfolger Bonnet's nach Washington versetzt, tvas wiederum
ans eine weitere Versteifung der Lage schließen läßt. Zur gleichen Zeit sind im
englischen Unterhaus denkbar scharfe Worte sowohl der Opposition als der
Regierung gegen die italienische Rndiopropaganda gefallen, die nun ihrerseits wieder
in Italien mächtige Entrüstungsrufe ausgelöst haben.

Alles in allem ist festzustellen, daß der Austritt Italiens ans dem Völkerbund,

so sehr er auch von Bedeutung für die künftige außenpolitische Entwicklung
der Schweiz sein mag, auf dem internationalen politischen Kcimpfscld sozusagen
überhaupt keine Rückwirkung erzielt hat. Im Grunde handelte es sich dabei eben

nur nnr die sormelle Bestätigung einer längst feststehenden Tatsache, Bedeutsamer
aber scheint uns, vor allem machtpolitisch gesehen, die Erklärung Deutschlands,

wonach das Reich niemals mehr in den Völkerbund zurückkehren
werde. Eine so kategorische Erklärung in dieser Richtung hatte man wohl nicht
erwartet; jedenfalls bedeutet sie die Herstellung einer bisher nicht gekannten Klarheit
auf diesem Gebiete nnd die Bestätigung der Tatsache, daß der Völkerbund in seiner
heutigen Struktur auf dic Dauer nur als Organ einer einseitigen Mächtegruppe
haltbar ist. Bricht aber damit das Grundprinzip des Völkerbundes zusammen
— nämlich die Aktionseinheit der überwiegenden Mehrzahl der Völker im Sinne
einer Stabilisierung der bestehenden Machtverhältnisse —, so ist zugleich auch der
Gedanke der kollektiven Sicherheit zerstört, jenes Grundsatzes dcr Wahrung

des status quo Pcir excellcnce, der seinerzeit im Jahre 1924 aus dem Genfer
Protokoll der Herren MncDonald und Herriot hervorgegangen ist.

In dieser Beziehung nun hat die Geschichte der Nachkriegszeit allerdings eine
entscheidende Wendung genommen. Gerade daraus aber wird auch der bedeutungsvolle

Unterschied erklärlich, der zwischen der R e i s e des Herrn D e l b o s im
Herbst 1937 nnd jener Reise des Herrn Barthou im Jahre 1931, kurz vor, seinem
Tod, besteht. Man erinnert sich noch, wie Barthou seinerzeit als Repräsentant
französischer Machtpositionen im Osten herumfuhr, von Machtpositionen, die
tatsächlich gar nicht mehr bestanden. Und man erinnert sich weiter, daß der gewandte
Staatsmann sich damals Abfnhr um Abfuhr holte und mit einem denkbar
absoluten Mißerfolg nach Frankreich zurückkehrte, Jn dieser Beziehung ist sein gewaltsamer

Tod zu Marseille vielleicht doch ein Glück für ihn gewesen, znmal er ihn
mit dcm Lorbeer des Helden schmückte, während er sonst allzusehr in Gescihr
gekommen wäre, das Kennzeichen des gescheiterten Staatsmannes am Haupt zu
tragen.

Der jüngere und flinke Delbos ist nun in dieser Beziehung geschickter
gewesen und man hat gar nicht den Eindruck, daß der inmitten der Reise
eingetroffene Bericht vom Austritt Italiens aus dem Völkerbund seine Kreise irgendwie
ernstlich gestört Hütte, Anscheinend hat der französische Außenminister schon in
Warschau, spätestens aber in Bukarest, wo er an der Stelle des beliebten Titnlescu
ganz andere Leute vorfand, gemerkt, daß mit der kollektiven Sicherheit nach dem

Muster von Versailles und Genf kein Hund mehr hinter dem Ofen hervorgelockt
werden kann. Im Gegenteil, Die Leute im Osten nnd auf dcn, Balkan find allmählich
hellhörig geworden und sie unternehmen dcn durchaus bcgrüudcten Versuch, sich

von einseitigen Bindungen zu lösen, dagegen aber von der Rivalität dcr Großmüchte-
grnppen nach Möglichkeit zu profitieren. Nach Lage der Dinge kann aber andcrscits
keine Rede davon sein, daß diese Länder nun bereit wären, sich ohne weiteres Hitler
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und Mussolini in dic Arinc zn wcrsen — besonders auch deshalb, weil sie genau
wissen, das, die Achse aus absehbare Zeit nicht in der Lage ist, ihnen wirtschaftlich
in wesentlicher Beziehung ans die Beine zu Helsen — das Geld aber spielt ans dein
Balkan in,,„er eine besondere Rolle. Das, sie aber andererseits keine Lust haben,
in einen, sogenannten «vllctiivrnhmcn zu verbleiben, der keiner mehr ist und sich

so in rinc gegenüber deu Achsenmächten seindliche Fron, zn stellen, der zudem
im Augenblick noch dcr machtpotitischc Rückhalt fehlt, ist nur z» bcgreiflich.

Man hat dcshnlb durchaus dcn Eindruck, als hcibc Dclbos von voriihcrcin
dcirnnf verzichten müsscn, dcn nncligerndc blind nnd lahm gcivvrdenen Tchimincl
dcS Hcrr» Bcirthvn zu rcitcu. So fiudct man in dcn Ertlürnngcn herzlich wenig
vom Völicrbund nnd seinen, nngcrcitcncii Kind, der koilcttivcii Sicherheit, wodurch,
wic nuzuuchiiicn ist, dic Frcundschnst, !vv sie übcrhnupt noch bcstcind, kaum
gelitten hnbcn dürstc.

Es ist dcninnch als Ergebnis der Reise dco französischen Außenministers nach
dein Osten in erster Linie cin wcnn anch noch nicht ciiigcskcindencr Verzicht sestzn-

stcllc», cin dciilbar negatives Ergebnis also, wenn man dic dishcr von Frankreich
verfolgte volilischc Linic in Bctrncht zichl. Es ist der V e rzicht nns di e V c r-
w i r t l i ch n ii g dcr kollcttivcn Z i ch e r h c i l, die, Hütte sie sich dnrch-
sührcn lassen, die Ergcbnisse dcr Pariscr Vorurtsvcrtrüge niis nnnbsctidnrc Zcit
hinnus stnbilisicit hätte. Frankreich hat nun eingesehen, dass dieses Ergebnis nicht
mehr zn erreichen ist. ES ist wendig genng, niinmchr auf neucn Wegen zum Ziele
zu kommen und vielleicht könnten sogar znr Erreichung dieses Ziclcs, nämtich der
sranzösischcii Sichcrhcit, Jntcrcsseu llcincrcr Stnnten geopfert tvcrden, denen man,
wic zum Beispiel dcr T s ch cchoslv w n k e i, jnhrclnng die ninvnndclbare Treue
versicherte.

So wären wir nlsv grundsätzlich nn cincni >vichtigcn Wendcpnnkt dcr
europäischen Politik angclnngt. Das ultra pos8« nem« tc^tur, mit dcni Dclbos in Paris
aus dem Schlnfivcigcn gcsticgcn sein dürstc, hnt offcnbnr die Einsicht und dnmit die

Zustrniniung seiner Rcgicrungstollegcn gesundcu. Nnlürlich ist dicser Verzicht nicht
ohne äußerste Notwcndigkcit nusgcsprochcu wvrdcn — und hicr würc nun eines
der ersten Ergebnisse der im Zusammenhang mit der Dcuischlaudreise des englischen
Lords Halifax in London stattgcfundenen britisch srnnzösischcn Beratungen fcst-
znstcllcn, Beratungen, über denen fich dcr Schlcicr nllinühlich zu lüftcu beginnt.

Allem Anschein nach hat der englische Lord cin zicmlich klares Bild der deutschen

Ansprüche zurückgebracht, Ansprüche, übcr die aber voraussichtlich cinc völlige
Einigung kaum möglich erscheint, ^edensnlls mnß scsigcstellt werden — und diese

Festslcllnng mag dic Bchciuptnng erhärten — daß das britisch-deutsche
Verhältnis sich seit dem Besuche in Deutschland nicht verbessert hat, sondern
eher wieder eine leichte Verschlechterung der Stimmung cingetrctcn ist. Man mag
dies zu einem Teil ans dic Reslexmirknngcn der neuen Spannung zwischen England
und Italien zurllcksühren — jcdensalls ist die Tatsache nicht aus der Wclt zu schassen

und die Erklärungen von englischer Regierungsseite lauten auch nicht gcradc
zuversichtlich.

Darüber aber dürsten die englischem Ministcr ihrc französischen Kvllcgen
eingehend unterrichtet haben. Man gewinnt dcn Eindruck, daß bei dieser Konferenz
angesichts der behaupteten Unmöglichkeit, die deutschen Ansprüche freiwillig zu
befriedigen, beschlossen wurde, alle Bemühungen ans Zeitgewinn bis znr
Vollendung der englischen Aufrüstung zu richten. Andererseits aber dürfte England
den Franzosen in allen wesentlich«! Punkten, die ihre cigcnc Sicherheit betrcsscn,
eindeutige Zusicherungen gegebcn haben nnd mit dieser Sicherheit im Rücken und
andererseits mit dcm Auftrag, für Zeitgewinn zn sorgen, hat Dclbos anschließend
den Zug nach Warschan bestiegen.
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Das alles mögen Kombinationen sein, aber die Tatsachen sind geeignet, ihre
Richtigkeit zu bestätige». So mahnt insbesondere das Ergebnis des Besuches in
Prag iu dieser Richtung zum Aufsehen, Herr Benesch ist cin wendiger Mann,
der keine Minute auf Positionen sitzen bleibt, deren Erhaltung er als aussichtslos
erkannt hat, Dclbos aber dürstc dcn tschechoslowakischen Staatsmännern zienilich
unverhohlen erklärt haben, daß zurzeit eine weitere bedingnngslose Unterstützung
der tschechischen Machipolitit gegenüber ihrer deutschen Minderheit durch Frankreich
wegen der englischen Wünsche, die auf unbedingte Vermeidung eines Konfliktes zurzeit

hintcudiercn, nicht mehr in Frage kommen könne. Anders läßt sich kaum die
Plötzliche Verhandlungsbereitschaft erklären, die nnn in dcr gesamten tschechischen
Presse gegenüber Deutschland unterstrichen wird, während parallel sreundliche Worte
an die Adresse der deutschen Minderheit laufen. Man wird also in nächster Zeit
eine gewisse tschechische Kvnzessionsbereitschast feststellen, die aber in letzter Linie
doch niemand wird täuschen können.

Denn es ergibt sich angesichts dcs anscheinend doch unvermindert bestehenden
Gegensatzes zwischen dcn dentschen Ansprüchcn nnd der äußersten Konzessionsbcreit-
schnft der Westmächte, daß das zurzeit festzustellende französische Entgegenkommen
nichts anderes bedeutet, als eine taktische Bewegung, Inzwischen aber gehen die
massiven englischen Rüstungen in verstärkten. Maß weiter.

Nimmt man zu diesen Fcststcllnngen die Tatsache des Konfliktes im Fernen
Osten, dessen Ende weniger als je abzusehen ist — nimmt man weiter dazn die
immer noch ungcklürtc Lcigc in Spanien, dic durch den jüngsten Erfolg dcr
Vvlksfronttruppcu wieder eine Belastung erfährt, so ergibt sich zu Ende öes Jahres
die Erkenntnis, daß das koinincnde Jahr kaum eine Mildcrnng, wohl aber mit
aller Wahrscheinlichlcit einc Vcrschärfnng der bestehenden Spannungen bringen
wird. So weift die Entwicklung dcr weltpolitischen Lage beinahe „„aufhaltsam auf
eine gewaltsame Auseinandersetzung hin,

Zürich, de» Z8, Dezember 1937,

Jann v. Spreche r,

Mhrpoliiische Mmdschsu
?!n einem Wendepunkt unserer Lonöesverteiöigung.
Der Jahreswechsel 1937/38 beKcntet für unsere Armee eine Wende von tief

einschncidcnder Wirkung, Nachdem 1935 dic Ausbildung dcr Armee neu geregelt
wnrdc, ändern jetzt auch ihre Forincn, Einc n e r> c T r u p p c n o r d n u n g schafft
eine selbständige Grcnzschntzorgnnisation in Anpassung nn die hcutigcn Möglichkeiten

einer überraschenden Kricgseröffnung, bringt leichtere, beweglichere,
manövrierfähigere Heereseinheiten mit vermehrter Artilleriezuteilung nnd gliedert
endlich all die n e u c n W a ffen organisch in die Armee ein, die durch die großen
Rüstungskredite der Jahre 1933 und 1936 bewilligt wurden. Es ist klar, daß die

neue Form nicht von einem Tag auf den andern fertig dastehen kann. Gerade in
Bezug auf die Anschaffung neuer Waffen nnd weiteren Kriegsmaterinles ist die

Entwicklung noch nicht abgeschlossen. Das Jahr 1937 brachte uns
dic Bewilligung eines weiteres Rüstungstreditcs von 58,5 Millionen Franken aus
den Mitteln der überzeichneten Wehranlcihe, wovon nahezu die Hülste sür dic
Bedürfnisse des Grenzschutzes bestimmt ist. Die Botschaft des Bundesrates zu diesem

Kreditbegehren betonte denn auch die Notwendigkeit, der Truppe neben genügender
Ausbildung diejenigen materiellen Mittel zur Verfügung zu stellen, die auf Grund
eingehender örtlicher Rekognoszierungen für notwendig erachtet werden, „Ganz
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